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erläss: das AmE,sgericht Dresden

dureh den Richtcr am AmtagerichE Schultebeyring

im gemäß § 128 A.bs. 2 ZPO angeordneten achrlf cl-ichen
verfähren nach SchrifUsacznachlass bis zurt 08'05 '2006
folgendes

Endurteil

1. Die Klage wird abgewiesen.

2. Der Kläger hat die Ibeten des ReehtssstreiEE zu tragen.

3. Dae UrteLl isu vorläufig volleEreckbar.

Der ICLäger kann die Vollstreckung durch BeklagEe wegen
der Koscen durch Sicherheitsleistung in Höhe von 110
:3 des wollstreekbaren Betrages abwenden. welln nicht, die
Beklagree wor der vollstreekuDg Siehertreit in gleLcher
Höhe leistets.

Tatbestand:

Der Kläger klagt r,regen Erhöhung des ArbeltspreLsee fr]r dle
Belieferung mit Erdgae.
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K1äger iSE seiE, Abschluss dee GaslieferungsverErages
09. C1.2O01 Gaskunde der Beklagten, die Erdgas für

GaszenEralheiZUng sowie die warmwasser\fersorgung für

Anhresen des Klägers in der
l.lefert . Der Belief e:rrng liegE nach

vöm 09.0I.2001 der "sondenrertragstarif S 1H

den Gaspreieen heißE es in dem verErag unter § 2

§ 2 GasPrelee

1. Der GasPrela

Ne"to
16 t MwsE-

Gesamt:

setzE sleh zusammen

Grundpreie
DMlMonat,

45, OO

?,2O
52,20

aus:

Arbeit,§Preis
Pflkvrh H

6,9O
1, Lo

8, 00

z-

(Die ab Ve=Eragsbegiru: gültigen Preiee eind a1e

Anlage dem VerErag beigefügt. und BesEandEeil des
Vertrages. )

Dj.ese PreiesEellung seEzt vorauB, dass das
Erdgae nLiE der für Heizkessel/umlaufwasserhelzer
normalen Eenut,zuDgesEruktur abgenommen wird. Sie
gilt nichc für die Verwendung dee ErdgaeeE aIe
Zusatrzerlergle ftr.r den unEerbrech.baren Betrleb
anderer wärmeerzeugungsanl agen

Die isE berechtlgE, d.ie Gaepre5.se zu änderr1,
we_q!1. e1äe- PreLsändenrng durch den' Vorl ief eranten
aefi "--!goiog,:''
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vorrieferar.t der Bekragteil für das Erdgas isg clie

A5, Mi'- dieser hat' die BeklagEe bereits

:rn l-6. 09. :-99r einen Erdgas-Bezugsver:rag abgeechlossen' der

uncer § 3 Ziffet 2' wie branchenübLich' eine auEomatrisclre

PreisanpassungandieEntwick}ungdesvomsEatistrisehen
BundesamtresveröffentlichtenPrelsesfürleichtesHeizö1
'.rorsah; in Abhängigkeit von dessen Entwlcklung soIlte

srch der von <ier Beklagten an die 
i^- G6F 

AG zt)

zahlende ArbeiE'spreis automatrisch nach oben oder nach unten

enr,.rickeln, wobei nach § 3 d'es Erdgas-BezugsverErages eine

Anoassung jeweils zum 01'01'' 91'04'' 01'07' und 01'10' eines

jeden Jahree vorgeeehen war (Blatt 95 d'A')'

NachderAufnahmederGasbelieferungerhöhcedieBek}agE'e
den KIäger mehrf ach den f ür den Gasbezug berectrneEen

Arbeicspreis.NachdemdieseranfangeE,oPfennigbruE.tro
(4, f Cent brurto) pro kI^'h betregen haEce' begehrEe die

Bek}agt.emitSchrelbenvom23.og.2oo4vomKlägerabdem
c]..1o.2004+,39CenEbruct'o/kWh.MiEeinemr.,eiEereaschreiben
't/om 2'7 .c5 -zgo| begehrce die Beklagte von dem K1äger ab

dem oL . 06 - 20oS einen Arbeitspreis von 5 ' 08 Cents b*tuo/kwh'

Mrt einen weiteren Schreiben vom 27 'll0'2005 begehrce die

tse}..lagcevomKLägerzumol.].]..2ooseinenArbeitspreis
vonS,2lCenEbruit'o/k?{tr'MlEeinemwelterenSchreibenvom
\2 -,.2 .zoos erhöhE.e darrrr die Beklag"e zum o1 - or ' 2005 den

Arbeit,spreieaufS,soCenEbnrE'to/kWh.MiEelnemSc}rreiben
vom23.03.2006erhöhtesl.eschließIlchzum01.04.2006denAr-
beiEspreis auf 6,15 Centr bruEto,/kWh'

Der K1äger widerePrach
Gaspreises, um die die

a1len vorgenannten 5 ErhÖhungen dee'

Partelen vorliegend strelten'
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Der-Kläger '"rägc vor,

alIe 5 srreitgegensEändlichen Gaspreiserhöhungen der Be-

klagren seien niCht gerechEfertigE. Die VorausEeEzu.ngen

für eine Erhöhung dee Gaspreiaes naeh § 2 Nr. 2 des

Gasl"ieferungs-Vertrragres vom 09-01-2OOI trätten nicht vorge-

legen, da d.ie Erhöhungen unlcillig gewesen seien. Dae folge
daraus, dass die Bezugspreiserhöhungen, die die BeklagEe

habe hinnehmen mrlssen, prozenEual aueh nicht arrnähernd Eo

hoch ausgefallen seien, wie die 5 EEreitrgegensEändlichen

i.hm, dem Kläger, gegenüber vorgenommenen Erhöhungen. Aufgrund

der zum 01.1- O.2OO4, 01 .07 -2005, or.1I.2005 und 01.01 -2006

vorgenomm€)nen Erhöhungen Ces Gasprej.ses halce er, der Kläger,
ungerechEf ertigE 772 , LB EUR rfberzahlt, dle nunmehr einem
bereicherungerecht.liehen Rüekforderungsansprrrch unEerlägen,
nachdem er Jetirelle den Erhöhungen wI-dersprochen habe (wird
näher ausgeführt). Da 8r, der }(läger, Selne Zatrlungen den je-
weils geforderEen frhöhungen angePassE habe, vergrÖßere slch
der rückforderbare Betrag nach der zum 01,C4.2006 vorgenomme-

nen Erhöhung weit,er, was den a16 Ancrag ZLff. 2 gesEellten
Fest etel lungsan-"rag recht ferElge .

Der. K1äger stellc folgende Anträge:

1 . die eeklagte wird ve:rtrrEeile, aD dle Klägerin 772 , tg
EUR nebeE 5 Prozenrptrnkcen über dern BaslEzinesaEz nach
§ 247 BGB au6 einem BeErag wom 189,63 EIIR seiE dem

Cß.12 -zoos und ' au6 einem Betrag rron 582,55 EUR Belt
Rechushängigkeit zrt zahlen

;.j§ -
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2..- Es wird festgestellc, dass die von der BeklagEen in dem

26i5chen den Parceien bestehenden Gasileferungsvertrag
zum01.10'04,zum01'06'05'zum01'11'05'zum
01. oL. 06 und zurn 01. 04. 06 vorgenommenen Erhöhungen der

ArbeiEspreise des Gaslarifes sonderyreis s 1 unbj-11i9

und unwirksam sind-

Der BeklagEe trägt var,

soweit sie mit der Feetstellungsklage in Anspmch genommen

worden sel, sej. dle }(]age wegen Fehlene eines Festst'el1ungs-
intreresses im Sinne von § 256 ZPO unzulässig- Das gelte
zumindesE, soweit der Kläger sie wegen der Gaepreieerhöhun-
gen zum 01.1 O.2OO4, 01. 07 .2005, 01. 11.2005 Und 01.01 -20U.6

auch auf FestsEeLlung ln Anspruch nehme. Davon unabhängig
seien aber a]le streiEgregenständlichen 5 Gaepreiserhöhungen
gerectrtferEigt gewesen, da slch die Bezugepreise in dem

screlegegenetändliehen Zeitraum mehr erhöhc hätt,en, aIs die
Endverbraucherpreise für cien mit dem ICLäger wereinbarten
Sondertarif S 1 (wie näher ausgeführE). Es sel auch so, dass
der AnteiL der Gasbezugskos-.en sEark ansteige - 2oo4 hät,cen
die Gasbezugskosten 73 t der Eigenkosten ausgemachE, im Jahre
2Oo5 sei der ancell auf B0 * gesElegen, und im .fahre 2006
r^rürden die GasbezugskosEen 82 t der GeeamEkosten errej.chen.

lJegen der weiteren Einzel.heiten des Parbel,vorbringens wird
auf die gewechselten Schrifcsätze nebst deren Anlagen sor'rle
auf die über die Sitzungen geferE5.gteen Niederechriften Bezug
genomrtrell .

-a-
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E n t s-c h e i-d u n g--E g r ü n d e :

ScweitderK}ägerd.ieBeklagie!.uegenderGaspreiserhöhungen
zum 01.10-2004, 0l .o'l .2OA5, O1-11.2005 und 0I.01.2006 in

dern KIageanE,rag Zj'ff . 2 auf FeecsEellung in A4spruch nimmt,

isr die Klage unzulässig, da ein hierfür errorderliches
FestsEellunginEeresse im sinne von § 255 ä.bs. t zPo fehlt'.

Das folgE daraus, dass der Kläger die VermögensnachteiLe,

die aus diesen vier ersten der fünf sEreiEgegenständlichen
Gaspreieerhöhungen resultieren, Daeh eigenern VorErag für
cie zeic bis zum 31.03 .2006 bereiCs berechnen konnte r:nd

berechnetr haE, und dass er diese auch in den Klageantrag
Zif f - 1 eingerechneE hat und damj.E bereits rnit der LeisEungs-
klage verfolgt - Ein gesonciertes rechEliches fnteresse an

einer ieolierten Festst,ellung nebert diesem teistrungsantrag
isI nicht ereicht].ich, nachdem sich das GerichE echließl-ich
schon im Zusammenhang miE eben dem Leietungrsantrag mit
der materielLen Rechtfertigung dleser vier erst.en der fünf
screicgegenständlichen erhöhungen auseinander zu aeEzen hatr,
scCass es also auch di-e äamit verbundenen Vorfragen
insbes<.rndere die Vorfrage, inwiewel.E die Erhöhr:rrgsverlangen
wom 0i.10.2004, 01 -07-2oo4, 0L.11 .2004 urd 0I,01-2005 die
vertsragslage \rmgestra1teE haben - maEeriell rechtskraftfähtg
entscheidet. D.h., daEs zum Beispiel eln Gericht, .das mic ei-
ner LeisE.ungsklage nach einer fikt.iven - gedaehten - weiteren
Erhöhung befaßt wäre, daran gehindert wäre, hinsichtlich der
9Iirksamkelt beiepielswelee der Erhöhung vom 01.1o.2004 anders
zu ent,seheiden, aIe das erkennende GerlchE auf dj.e wom Kläger
erhobene hiesige Klage (.rgl. BGII NJI{ 1993, S- 3205 f . ) .

rm Üurigen ie.t.-die toage jedcch zuräse§-g- Allerdlngs haE sle
in der sache rcel-iiän Erfarg. .
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in'-oer Sache vergeblich machi' der K1äger mits dem Klageant'rag

zLff . L gemäß § s1-2 A.bs. L BGB berelcherungsrechtliche
Rüekf orderr-tngsansprüche in Höhe von -772'18 EUR geltend' und

in der Sache wergebllch machE er auch mit dem als KlageanErag'

ziff.2gestelltrenFe6.gsEellungsantrraggelEend,daesdievon
cer: geklagten zum 01.04. 2OO5 vorgenommene ErhöhUng des Ar-

beicspreises des GasEarif-sonderoreises s 1 un-biI1ig oder un-

wirksam sei.

zwat rrigt der Kläger durehaus zu RechE, daas die lclausel

unE,er § 2 zt,ff . 2 des Gaslieferung6werErage vom 09.01.2001,
wonach die Beklagte berechEigt isE, die Gaspreise zu ändern,

wenn eine Preisänderung durch den Vorlieferanten der
folgt, bregen verstosses gegen § 30? Abs. 1 BGB unwirksam sein
muss. Denn die Klaueei koppelE die Preisänderung an die EnE-

wi.cklung der BezugskosEen, die der Kunde der Beklagten nichE
kennen und in Erfahrung bringen karur; der Klausel fehlE aleo
die erforderliche Traneparenz i.S.w. § 307 Abs. 1 Satz 2 BGB

(vgl . auch BGI{ I\TJ}I-RR 2005, S- L717 f .) .

h'eist, das zwiechen den Parteien besEehende

DauerschuLdwerhä1:nls danach hinsichtlich ewEI. Anpassungen

des Endverbraucherpreises aufgirund BezugspreissEeigerungen
eine Regelungslücke auf, Cie von den Parteien nichc gewollt
war. rlehteE eich die Rechcfertlgung und der umfang mögli-
cher beklagtenseitlger Anpassungen des Arbeit.spreises dann
aber nacLr der lückenfüIlend eingrelfenden Regelung des §

315 BGts (Palandt-Grrlneberg, BGB, 65. AufL 2OO6, Rrl 4

zu § 315 BGB m-w.N.) , eodaee die WirkeamkeiE aller trier
strei-tgegensträndlicher Erh6hungsverlangen davon abhängE, dass
die Beklagte bei ihren Erhöhungen nach billtgern ErmesEen im
Sinne won § 3L5 Abg. 3 BGE vorgegangen iet.

.,:'1 0' '-
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Genau das geean zv. haben, also bei allen fünf

sireiegegenständllchen Erhöhurngen nach l'billigem Ermessenr' j-m

Sinne von § 315 Abs' 3 BGB vorgegangen z! eein' frat dle

Bek]agceauehsehrsubstan--itertbehauptet,ohnedassegdem
K}äger gelungen wäre, die dazu beklagtenseiEs vorgeEregenen

TaEsachen und worgelegten Beweismittel mit Erfolg anzugrei-

fen. Deshalb konnte die Klage, soh'elt sie zu1äesig wärr in

der -sache keinen Erf o1g haben.

Nachvollziehbar hat dj.e Beklagte dargesUellt, dass sle
die Preisseeigerungen ihres (elnzlgen) VorlleferanEen, der

AG, auch nicht annähernd an den KIäger
weigergegeben hat. Auf die von der BeklagE.en worgelegten
Un:ersuchungsberichte und ?eSEate der WirtEchaftsprl-
fungsgresellschaft KPMG DeuEsche Treuhand-Gesellschafr AG

l.Jirt,schaf tprüfungesellschaf t wom 15. 11 - 2OO5 , 2O.OL.2OO6 und

vo.Tr 2),.O4.2Oo5 (Anlagen B 22, B 27, ts 29 und B 4l), dle eich
auf den Zeiuraum vom OI .04.2004 bls 01.01 .04.2006 ersEreeken,
und alle darin vorgenornmenerl Erhöhungen des Arbeicspreises
erfassen, wird ausdrücklich Bezug genomrnen. Äus ihnen ergibE
sich nachvollziehbar, dass die Beklagt,e in dem sEreitigen
ZeiEraum vom oi -Lo.2004 bis 01.04 ,2005 Erhöhungen der Bezugs-
aufwendungen für Erdgas in Höhe von 34-7O3 TEtR hinzunehmen
hatte, währenC ihr aus den sEreitgegenständllchen Erhöhungen
des-Arbeicepreises Mehrerlöse in Höhe von nur 29.4O9 TELfR zu-
geflossen sind (81, 413 und 414 C.A. ) . Wenn dem aber eo iet.
kann keine der angegrlffenen Erhöhungen im Sinne von § 315

Abs. 3 BGB als "unbilligt' erschelnen.

:-,10
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Hieigegen kann der K1äger auch nicht mit dem Einwand gehör'-

r^.erden, dass Cie von der Beklagten dargelegten EinzelheiEen
der BeZUgS-Dreise ni.cht den Tatrsachen entsPrechen könnEen, da

<iie Beklagte, wenn diese Aflgaben zutrreffen würden, Verlustre

schreiben wr.rrde. Ob und in welchem Umfang die BeklagEe in
ihrem Gasgeschäft Gewirure oder Verluste erziele, ist nl-cht
Gegensgand des RechtEstreits. Ebensowenig kann es darauf an-

kommen, ob die BeklagEe wirEEchaftlich beEeer darstünde, trerut

sie ihr Erdgas von ein=m anderen Versorger Oder Zu ande,ren

Konditionen erhalten wtrrde, und ob ein PreiswerEerer Gasbezug

für die BeklagEe m6gLieh ist.. Entscheidend 1sE aIIein, ob und

inwieweiE eie aus den Erhöhungen, welehe der Kläger ängreift,
vcrtreil-e ziehc oder nichc. vorteile können jedoch nach den
vcn der Beklagten rniEgeEeiIEen Zahlen, die der K1äger nicht
ir,rt der geboEenen Sr.tbsEanz in Prage gestellt hat, und dle
Ceshalb a1s rlehtig zu unEerstellen slnd, nichc fesEgesEellt
werden -

Die Klage konnte demnach keinen Erfolg haben, mussee aleo der
vol- lständigen Abwej-sung unterllegen .

D:.e Kos LenentscLreidung beruht auf § 91 Abs . L ZPo, die
Ent'scheidung zur worLäufigen VollsEreckbarkeiE auf den ss zoB
Nr. 11, 7ll ZPO.

gez. Schulcebeyring
Richeer am Amtegerieht

Für den Gleich].auU
fertsigung mit der

der Aue-
Ursehri

AmtEgericht
Drqcden,


